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KantonSt.GalleneröffnetAsylzentrumfrüheralsgeplant
Die Personalsuche für das AsylzentrumLinth ist laut Jürg Eberle, Leiter des St.GallerMigrationsamtes, schwierig.

Rossella Blattmann
und EvaWenaweser

Bund,KantoneundGemeinden
sindgleichzeitigmit denFolgen
des Krieges in der Ukraine und
mit einer stark steigenden Zahl
neuerAsylgesuchekonfrontiert.
Wie die Staatskanzlei des Kan-
tons St.Gallen am Donnerstag
in einer Mitteilung schreibt,
suchten aus der Ukraine bisher
über60000PersonenSchutz in
der Schweiz. Da die vom Bund
betriebenen Unterkünfte nicht
ausreichen,umalleAsylsuchen-
den unterzubringen, beschleu-
nige das Staatssekretariat für
Migration (SEM) seit Anfang
NovemberdieVerteilungaufdie
Kantone. Weiter heisst es: «So
werden neu auch Personen, de-
renAsylverfahrennochnichtab-
geschlossen ist, frühzeitig andie
Kantone zugewiesen.»

Für den Kanton St.Gallen be-
deute dies, dass die regulären
Unterbringungskapazitäten ak-
tuell voll belegt seienundMass-
nahmen ergriffen werden, um
zusätzliche Plätze zu schaffen.
Insbesonderewerdedie für den
Januar 2023geplanteEröffnung
des Zentrumsmit Integrations-
charakter für Asylsuchende
Linth in Uznach um einen Mo-
nat vorgezogen.

Die Inbetriebnahme soll so
schnellwiemöglicherfolgen. In
Uznach stehen 120 Plätze zur
Verfügung.Weil noch nicht alle
Stellen für denBetrieb des Zen-
trums besetzt werden konnten,
werdederBetriebdesAsylzent-
rumsdurch dieRegionale Zivil-
schutzorganisation Zürichsee
Linthbis etwaMitte Januar2023
unterstützt.

Der Kanton stehe in engem
Kontakt zumBundunddenGe-

meinden und prüfe laufend, ob
weitere Massnahmen erforder-
lich seien. Abschliessend heisst
es imCommuniqué:«Insbeson-
dere ist nicht auszuschliessen,
dass bis Frühjahr 2023 weitere
Unterkünfte benötigt werden.»
Dabei könnten Kanton undGe-

meinden weiterhin auf die
Unterstützung des Zivilschutz-
schutzes zählen.

Afghanistan,dieTürkei,
Venezuela
Derzeitwürdendie letztenVor-
bereitungen zur Eröffnung des

AsylzentrumsLinth laufen, sagt
Jürg Eberle, Leiter des Migra-
tionsamts des Kantons St.Gal-
len, amDonnerstagnachmittag
auf Anfrage. Laut Eberle sollen
bei Bedarf sofort Personen im
ehemaligen Pflegezentrum
Linthgebiet (PLZ) in Uznach
einziehenkönnen.«Konkret be-
deutet dies, dass ab heute der
Betrieb aufgenommen werden
kann.»

Zur stark steigendenZahl an
Asylsuchenden sagt Eberle: «In
den letztenWochenwurdenwö-
chentlich 60 bis 80 Personen
dem Kanton St.Gallen zuge-
teilt.» Gemäss SEM kommen
dieseMenschenmomentan vor
allem aus Syrien, Afghanistan,
der Türkei, Venezuela oder Ko-
lumbien.

DieRekrutierungvonPerso-
nal sei aufgrund der Dringlich-
keit unddesFachkräftemangels

ineinigenBereicheneinegrosse
Herausforderung, ergänztEber-
le. «Insbesondere bei Lehrper-
sonen sowieMitarbeitenden im
sozialen und sozialpädagogi-
schen, aber auch imgesundheit-
lichenBereich.»Ausserdemsu-
che man Personen für den
Nacht- und Wochenenddienst,
so Eberle.

ImGesprächmit
diversenEigentümern
DasSt.GallerMigrationsamt ist
laut Eberle «in allen Teilen des
Kantons» imGesprächmit ver-
schiedenen Eigentümern von
LiegenschaftenoderBetreibern
von geeigneten Objekten, die
sich fürweitereAsylunterkünfte
eignen würden. «Dem Migra-
tionsamtwurdenauchverschie-
dene Angebote unterbreitet,
welche wir gerne prüfen wer-
den.»

BundverschläftHilfe fürKinderspitäler
DieKinderspitäler stecken seit Jahren inGeldnot. Der St.Galler Ständerat BenediktWürth fordert Antworten vomBundesrat.

Adrian Vögele

Das Problem ist längst bekannt:
Die Kinderspitäler in der
Schweiz sind unterfinanziert.
Das Ostschweizer Kinderspital
bleibt jedes Jahr auf rund zehn
MillionenFrankenungedeckten
Behandlungskosten sitzen. Be-
troffen sind vor allem ambulan-
te Behandlungen, gerade dort
sind die Tarife zu niedrig.

Die Ostschweiz hat deswe-
gen schonvor Jahren inBundes-
bern interveniert – zusammen
mit weiteren Standortregionen
von Kinderspitälern, etwa den
beiden Basel. Die Kritikerinnen
und Kritiker rannten offene Tü-
ren ein. Der Bundesrat an-
erkannte: Es muss eine Lösung
her. Das Parlament stimmte
einer entsprechenden Motion
derGesundheitskommissiondes
Ständerats zu. Das ist über zwei
Jahre her. Passiert ist nichts.
Dem Kinderspital in St.Gallen
gehtesfinanziellnichtbesser, im

Gegenteil. Mehr denn je ist es
auf Spenden angewiesen, im
Frühling fand hierfür erstmals
eineCharity-Veranstaltungstatt.
AuchdiefinanziellenSchwierig-
keiten der anderen spezialisier-
tenKinderspitäler –nebstSt.Gal-
len und Basel sind dies Zürich,
Bern, LausanneundGenf – sind
nicht behoben.

Jetzt macht die Ostschweiz
erneutDruckaufnationalerEbe-
ne.VorzehnTagen fordertendie
Ostschweizer Gesundheitsdi-
rektoren den Bundesrat auf, die
Motionendlichumzusetzen. Im
Parlament doppelt nun Stände-
rat Benedikt Würth (Die Mitte/
SG)nachundstelltdemBundes-
rat in einem Vorstoss kritische
Fragen.

Nochmals Jahrebis zur
Lösung?
Würth stellt fest, dass zwar der
Bund und die Tarifpartner – die
Leistungserbringer und Versi-
cherer – Gespräche geführt hät-

ten und eine gewisse Annähe-
rung stattfinde. Doch bis der
neueArzttarifTardoceingeführt
sei,werdeesnoch langedauern.
Das Problemder Kinderspitäler
drohe in diesen umfassenden
Reformbestrebungen des Ge-
sundheitswesensunterzugehen.
«Eskannnicht sein,dassdieTa-
riffrage bei den Kinderspitälern

auf die lange Bank geschoben
wird.» Der St.Galler Ständerat
fragtdenBundesrat imVorstoss,
warum er das Problem der
Unterfinanzierung der speziali-
sierten Kinder- und Jugendme-
dizin denn nicht abgekoppelt
und direkt behoben habe. «Das
Bundesamt für Gesundheit hät-
te dieMittel, den Prozess zu be-

schleunigen. Der Bundesrat
muss auch handeln, denn der
AuftragdesParlaments ist klar.»

DerBundesrathabe ja selber
darauf hingewiesen, dass ein
Eingreifen auch ohneGesetzes-
änderung möglich sei. Würth
will nun von der Regierungwis-
sen, wie der Fahrplan konkret
aussieht undwas sie zur Lösung
beiträgt.

Bundschiebt
Verantwortungab
Angesprochen auf diese Sache,
sagt Würth: «Obwohl sich
eigentlich alle einig sind, wird
das Problem der Kinderspitäler
vomBundwiederdenTarifpart-
nern zugeschoben. Das ist ein
unsägliches Vorgehen.»

Die Situation sei erst recht
störend,weil inderKindermedi-
zindiegeografischenStrukturen
eigentlich bereinigt seien, sagt
Würth. «Wir haben kein Über-
angebot an Kinderspitälern in
der Schweiz unddie interkanto-

nale Zusammenarbeit funktio-
niert.» Deren Auslastung ist
hoch,wie sichgerade indenver-
gangenen Wochen zeigte. Eine
heftige Welle an Erkrankungen
mit dem RS-Virus führte dazu,
dasskleinePatientinnenundPa-
tienten teils quer durch die
Schweiz verlegt werden muss-
ten,weilmancheKinderspitäler
an denAnschlag kamen.

Würth hat seine Interpella-
tion am Mittwoch eingereicht,
mit Unterstützung der anderen
Ostschweizer Ständeräte.

Die Politik hat Hilfe versprochen, aber noch nicht geliefert: Das Ost-
schweizer Kinderspital kann sich nur dank Spenden über Wasser
halten. Bild: Benjamin Manser

Benedikt Würth, St.Galler Mitte-
Ständerat. Bild: Simon Tanner

Vorstoss zur Flüchtlingssituation im Rheintal

Die angespannte Asylsituation
gab diese Woche auch an der
Novembersession im St.Galler
Kantonsrat zu reden. Die SVP-
Fraktion hatte einen dringlichen
Vorstoss über die «Dramatische
Lage an derOstgrenze aufgrund
massenhafter illegaler Einrei-
sen» eingereicht. In ihrer Antwort
hält die St.Galler Regierung fest,
dass es sich bei der Flüchtlings-

situation an der Ostgrenze nicht
um ein ausschliesslich sankt-
gallisches, sondern ein europäi-
sches Problem handelt, das zu-
sammen mit dem Bund gelöst
werden muss. Den Einsatz der
Armee oder den Bau von Haft-
anstalten, wie sie die SVP in ihrer
Interpellation forderte, hält die
St.Galler Regierung für keine an-
gemessene Lösung. (bro)
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